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Antwort 
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auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Frau Berger (Berlin), Wohlrabe, 
Kunz (Berlin) und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/2522 - 

betr. Diskriminierungen des Flugverkehrs von und nach Berlin (West) 


Der Staatsminister im Auswärtigen Amt hat mit Schreiben vom 
19. September 1974 - 011 - 300.14 - die Kleine Anfrage im Ein- 
vernehmen mit dem Herrn Bundesminister für Verkehr wie 
folgt beantwortet: 


1. Ist der Bundesregierung bekannt, daß die bulgarische Regie- 
rung seit zwei Wochen erneut die Überfluggenehmigung für alle 
Flugzeuge verweigert, die im Direktflug zwischen Berlin (West) 
und der Türkei die über Bulgarien führende Luftstraße benut- 
zen? 


Ja. 


2. a) Hat die Bundesregierung Kenntnis davon, daß eine bulga- 
rische Überfluggenehmigung erteilt wird, wenn in Berlin 
(West) startende und landende Flugzeuge in der Bundesrepu- 
blik zwischengelandet sind, damit als Abgangs- bzw. An- 
kunftsort ein westdeutscher Flughafen und nicht Berlin 
(West) genannt werden kann? 

Ja. 


2. b) Weiß die Bundesregierung, daß die bulgarische Regierung 
mit dieser Maßnahme gegen internationale Konventionen, 
deren Mitglied sie ist, verstößt? 

Die Bundesregierung ist, zusammen mit ihren Alliierten, der 
Ansicht, daß die bulgarische Regierung mit ihren Maßnahmen 
Artikel 5 des Abkommens über die internationale Zivilluftfahrt 
von 1944 gegenüber den Staaten verletzt, unter deren Flagge 
die Luftfahrzeuge fliegen, denen der Überflug über bulgarisches 
Hoheitsgebiet nicht gestattet wird. 
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3. Hat die Bundesregierung bedacht, daß die türkische Fluggesell- 
schaft THY geradezu ermuntert wird, den Gastarbeiterverkehr 
von und nach Berlin (West) immer stärker über Schönefeld zu 
leiten, wenn Bulgarien seine diskriminierenden Anordnungen 
nicht zurückzieht? 


Die Bundesregierung hat natürlich bedacht, daß ein Rückgang 
der von Berlin (West) aus angebotenen Charterflüge in die 
Türkei zu einem gewissen Abfluß des Verkehrsaufkommens 
nach Berlin-Schönefeld führen kann. Sie wurde jedoch von tür- 
kischer Seite darauf aufmerksam gemacht, daß die türkische 
Regierung eine Erhöhung der Flugfrequenzen der türkischen 
Luftverkehrsgesellschaft THY nach Berlin-Schönefeld nicht zu- 
gelassen hat. 


4. Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung ergriffen, um diese 
erneute Diskriminierung des Flugverkehrs von und nach Berlin 
(West) zu unterbinden? 

a) Sollten bisher keine Maßnahmen ergriffen worden sein, oder 
sollten sich Maßnahmen bisher als unwirksam erwiesen 
haben, wann will sich die Bundesregierung endlich entschlie- 
ßen, der bulgarischen Regierung die Landerechte für die 
Bul Air in der Bundesrepublik Deutschland zu verweigern? 

b) Berücksichtigt die Bundesregierung, daß ihr Versuch, die 
Benutzung griechischer Luftstraßen für den Verkehr zwi- 
schen Berlin (West) und der Türkei genehmigt zu bekommen, 
nur einen Ausweg darstellt, der für die Reiseveranstalter 
teurer ist und zudem die Diskriminierung von Berlin (West) 
auf der direkten Strecke nicht beendet? 


Der Luftverkehr von und nach Berlin (West) fällt bekanntlich 
in die ausschließliche Zuständigkeit der Drei Mächte. Die frag- 
lichen Charterflüge werden von amerikanischen und britischen 
Luftverkehrsgesellschaften durchgeführt. Die amerikanische und 
britische Regierung als für Berlin verantwortliche Mächte be- 
mühen sich laufend darum, den Flugverkehr von und nach Ber- 
lin (West) so reibungslos wie möglich zu gestalten. Die Schutz- 
mächte stehen in diesen Fragen, auch bezüglich der jetzt auf- 
getretenen Probleme, im Zusammenhang mit den Gastarbeiter- 
flügen in die Türkei in ständigem engen Kontakt mit der Bun- 
desregierung. Diese unterstützt ihrerseits die Bemühungen der 
Drei Mächte, im Rahmen ihrer Möglichkeiten und mit den Mit- 
teln, die ihr und den Schutzmächten notwendig und angemessen 
erscheinen. 

Zur Frage der Durchführung von Charterflügen von Berlin 
(West) über Griechenland in die Türkei, die bekanntlich gegen- 
wärtig ebenfalls nicht möglich sind, ist festzustellen, daß es sich 
hier nicht um einen Ausweg handelt, der für die Reiseveranstal- 
ter teurer wäre. Nach Feststellung der Experten des Bundes- 
ministers für Verkehr beträgt der Unterschied in der Flugzeit 
zwischen der Flugstrecke über Bulgarien und derjenigen über 
Griechenland maximal neun Minuten. 

Unter Berücksichtigung der bekannten Tatsache, daß Flugzeuge 
vor der Landung häufig in den Luftwarteräumen kreisen müs- 
sen und daher länger in der Luft bleiben, kann nicht davon 
gesprochen werden, daß die Flüge über Griechenland teurer 
wären. 
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5. Welche Gründe haben die Bundesregierung bewogen, einem 
Reiseveranstalter, der einen Direktflug von Berlin (West) nach 
Hongkong mit einer Zwischenlandung in Frankfurt angemeldet 
hatte, keine Genehmigung zu erteilen? 

Der Antrag der britischen Charterfluggesellschaft Danair, im 
Rahmen einer Pauschalflugkette, die im Winterhalbjahr 1974/75 
einmal wöchentlich zwischen Berlin/Tegel und Hongkong durch- 
geführt werden sollte, jeweils auf dem Hin- und Rückflug Flug- 
gäste in Frankfurt/Main aufnehmen zu können, ist vom Bundes- 
minister für Verkehr abgelehnt worden, weil für den Strecken- 
abschnitt Frankfurt, Main- Hongkong genügende Langstrecken- 
kapazität deutscher Luftfahrtunternehmen zur Verfügung steht. 
Die Antragstellerin erwartete selbst 65% des Gesamtaufkom- 
mens von der Zwischenlandung in Frankfurt/Main. Auch nach 
den Erfahrungen des Bundesministers für Verkehr wäre damit 
zu rechnen gewesen, daß sich der ganz überwiegende Schwer- 
punkt der gewerblichen Tätigkeit der Danair auf den verkehrs- 
rechtlich und wirtschaftlich bedeutenden Streckenabschnitt 
Frankfurt/ Main-Hongkong konzentriert hätte. Deshalb ist ent- 
sprechend den international üblichen Grundsätzen über die Er- 
teilung von Verkehrsrechten an ausländische Luftfahrtunter- 
nehmen dem Schutz deutscher Luftfahrtunternehmen Priorität 
eingeräumt worden. Hierbei war auch die präjudizielle Bedeu- 
tung einer positiven Entscheidung im Hinblick auf die Beteili- 
gung ausländischer Luftfahrtunternehmen am Luftverkehrs- 
markt der Bundesrepublik insgesamt zu berücksichtigen. 


6. Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß kommerzielle 
Interessen der deutschen Lufthansa einen größeren Stellenwert 
haben als die Verbesserung des internationalen Luftverkehrs 
von und nach Berlin (West) und die dahinterstehenden politi- 
schen Interessen der Stadt? 


Es ist das erklärte Ziel der Bundesregierung, Berlin (West) so- 
weit wie möglich am internationalen Luftverkehr teilhaben zu 
lassen. Die Bundesregierung hat daher z. B. Bemühungen der 
den Berlinverkehr betreibenden Luftverkehrsgesellschaften, di- 
rekte Fluglinienverbindungen von Berlin (West) nach dem Aus- 
land einzurichten, unterstützt, obwohl diese Orte auch durch 
Umsteigen im Bundesgebiet unter teilweiser Benutzung der 
Lufthansa erreicht werden können. 

Eine andere Interessenlage bestand dagegen hinsichtlich des 
unter 5. genannten Vorhabens der Danair, wo das im Bundes- 
gebiet bestehende Verkehrsaufkommen nach Hongkong auch 
zugunsten der Lufthansa zu schützen war. 
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